
Die wirtschaftlichen Auswirkungen der Maßnahmen, die zur 
Eindämmung des Coronavirus gesetzt wurden, stellen viele 
Unternehmer vor sehr große Herausforderungen:

 • geschlossene Geschäftslokale 
 • gänzlicher oder teilweiser Umsatzausfall 
 • massive Liquiditätsprobleme
 • Ausfall und Weiterbeschäftigung von Mitarbeitern
 • Ausfall von Lieferanten
 • Notwendigkeit der Telearbeit für eine Vielzahl von Mit-
arbeitern 

 • Suche nach neuen Kommunikationswegen mit Kunden und 
Geschäftspartnern

 • und vieles andere mehr

Die Behörden und der Gesetzgeber versuchen nun die Unter-
nehmer in dieser wirtschaftlich sehr prekären Lage mit einer 
Reihe von Sondermaßnahmen und Förderungen zu unterstüt-
zen, wie z. B.

 • Reduktion von Steuervorauszahlungen
 • Vereinfachte Stundungen und Ratenzahlungen von Steuer- 
und Sozialversicherungsbeiträgen

 • dem Corona-Kurzarbeitsmodell
 • diverse Förderungsmaßnahmen

Die oben aufgezählten Maßnahmen sind laufenden Ände-
rungen unterworfen und werden der aktuellen Situation an-
gepasst. Daher haben wir von einer detaillierten Beschrei-
bung in diesen gedruckten Steuernews abgesehen. Aktuelle 
Informationen dazu finden Sie auf unserer Kanzlei-Homepage. 
Einige Antworten zu arbeitsrechtlichen Fragestellungen fin-
den Sie in einem weiteren Artikel in dieser Ausgabe.

Als Ihr kompetenter Ansprechpartner in wirtschaftlichen und 
steuerlichen Angelegenheiten wollen wir Sie gerade jetzt best-
möglich unterstützen. Bitte kontaktieren Sie uns jederzeit, 
wenn Sie Fragen haben! 
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Große Herausforderungen
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Was ist ein  
Kontrollsechstel?

Nähere Informationen dazu  

finden Sie auf Seite 3.
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Fragen und Antworten zu arbeitsrechtlichen  
Auswirkungen des Coronavirus

Die Ausbreitung des Coronavirus wirft 
zahlreiche arbeitsrechtliche Fragen auf. 

Nachstehend finden Sie eine Auswahl 
dazu:

Muss der Arbeitnehmer eine  
Ansteckung bekannt geben?
Weil die Ansteckung mit dem Corona-
virus nach dem Epidemiegesetz mel-
depflichtig ist, wird davon auszugehen 
sein, dass der betroffene Arbeitnehmer 
auch den Arbeitgeber darüber informie-
ren muss.

Kann der Arbeitgeber Homeoffice  
anordnen?
Der Arbeitgeber kann die Arbeitsleis-
tung am Wohnsitz des Arbeitnehmers 
(„Homeoffice“) nur aufgrund eines Ver-
setzungsvorbehaltes oder einer dies-
bezüglichen Vereinbarung im Arbeits-
vertrag einseitig anordnen. In allen 
anderen Fällen muss der Arbeitnehmer 
einer Beschäftigung an seinem Wohn-
sitz erst zustimmen.

Kann der Arbeitgeber Zeitausgleich 
oder Urlaub anordnen?
Der Arbeitgeber kann Urlaub und Zeit-
ausgleich nicht einseitig anordnen, son-
dern muss dazu eine Vereinbarung mit 
dem Arbeitnehmer treffen. Ohne des-
sen Einwilligung kann der Arbeitneh-
mer nur unter Fortzahlung des Entgel-
tes dienstfrei gestellt werden.

Eine Ausnahme davon besteht, wenn 
der Betrieb durch ein Betretungsver-
bot nach dem COVID-19-Maßnahmen-
gesetz faktisch geschlossen wird. In die-
sem Fall darf der Arbeitgeber den Ver-
brauch von Urlaub und Zeitguthaben in 
einem Gesamtausmaß von bis zu acht 
Wochen (davon bis zu zwei Wochen 
aus dem laufenden Urlaubsanspruch) 
anordnen.

Wie wirken sich die aktuellen  
Ausgangsbeschränkungen aus?
Die von der Bundesregierung verfüg-
ten Ausgangsbeschränkungen sehen 
eine Ausnahme für berufliche Zwecke 

vor. Der Aufenthalt am Arbeitsort und 
der Arbeitsweg sind damit grundsätz-
lich zwar gerechtfertigt, die Arbeitge-
ber sind aber dennoch dazu angehalten, 
ihre Arbeitnehmer möglichst an deren 
Wohnsitz zu beschäftigen.

Darf der Arbeitnehmer aus Angst vor 
einer Ansteckung fernbleiben?
Ohne die objektiv drohende Gefahr 
einer Ansteckung am Arbeitsplatz (z. B. 
Krankheitsfall im unmittelbaren Arbeits-
umfeld) darf der Arbeitnehmer die 
Arbeitsleistung nicht verweigern. Bleibt 
der Arbeitnehmer ohne Rechtfertigung 
von der Arbeit fern, verletzt er dadurch 
seine Dienstpflichten und verwirklicht 
mitunter einen Entlassungsgrund.

HINWEIS: Diese Informationen sind auf 
dem Stand vom 23.03.2020 und können 
sich kurzfristig ändern. Tagesaktuelle In-
formationen erhalten Sie auf der Web-
site des Bundesministeriums für Sozia-
les, Gesundheit, Pflege und Konsumenten-
schutz https://www.sozialministerium.at

SV-pflichtige Gewinnausschüttungen werden an 
die SVS übermittelt

Ausschüttungen einer GmbH an ihre 
wesentlich beteiligten Gesellschafter-
Geschäftsführer unterliegen der Pflicht-
versicherung im Gewerblichen Sozial-
versicherungsgesetz (GSVG). 

Viele Gesellschafter-Geschäftsführer lie-
gen bereits ohne Berücksichtigung von 
Ausschüttungen mit ihrem Einkommen 
als Geschäftsführer über der Höchstbei-
tragsgrundlage. Diese beträgt beispiels-

weise für das Jahr 2020 € 75.180,00. 
Sie betrifft diese Beitragspflicht daher 
nicht.

Die zur Berechnung der durch die Aus-
schüttung erhöhten Beitragsgrundlage 
erforderlichen Informationen sind aus 
den Einkommensteuerbescheiden der 
Gesellschafter-Geschäftsführer, die an 
die Sozialversicherung der Selbständi-
gen (SVS) bisher übermittelt wurden, 

nicht ersichtlich. Allerdings war schon 
seit 2016 bei der Meldung der Kapi-
talertragsteuer an die Finanz anzuge-
ben, welcher Betrag der Ausschüttung 
einem GSVG-pflichtigen Gesellschafter-
Geschäftsführer zugeflossen ist.

Nun wurde die Verordnung betref-
fend der Durchführung der Übermitt-
lung von Einkommensteuerdaten an die 
Sozialversicherungsanstalt der gewerb-
lichen Wirtschaft geändert. Die Daten 
aus einer Kapitalertragsteueranmel-
dung sind der SVS seitens der Finanz 
insoweit elektronisch zur Verfügung 
zu stellen, als sie sich auf Ausschüttun-
gen an GSVG-pflichtige Gesellschafter-
Geschäftsführer einer Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung beziehen.

Dies betrifft Kapitalertragsteueranmel-
dungen, die Ausschüttungen betreffen, 
die ab dem Kalenderjahr 2019 zugeflos-
sen sind. Eine Berücksichtigung erfolgt 
für Beitragszeiträume ab dem 1. Jänner 
2019. 
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Was ist ein Kontrollsechstel und warum ist es für die 
Lohnverrechnung wichtig?

Mit dem „Kontrollsechstel“ brachte 
das Steuerreformgesetz 2020 eine 
bedeutende Neuerung für die steuer- 
liche Begünstigung bestimmter Sonder-
zahlungen (insbesondere Urlaubs- und 
Weihnachtsgeld), die sich in zahlreichen 
Fällen schon im laufenden Jahr auf die 
Lohnverrechnung auswirken wird.

Sonderzahlungen werden grundsätz-
lich nicht mit dem progressiv gestaffel-
ten Steuertarif, sondern mit festen Ein-
kommensteuersätzen besteuert. Diese 
Begünstigung ist aber auf Sonder-
zahlungen im Ausmaß von höchstens 
einem Sechstel der laufenden Jahres- 
bezüge („Jahressechstel“) begrenzt. 
Dieses Jahressechstel wird bei der unter-
jährigen Auszahlung der Sonderzahlun-
gen durch eine Hochrechnung der lau-
fenden Bezüge ermittelt.

Neu ist, dass das Jahressechstel zum Jah-
resende oder bei unterjähriger Beendi-
gung des Dienstverhältnisses als Kon-
trollsechstel auf Basis der tatsächlich 
ausbezahlten laufenden Bezüge neu 
ermittelt werden muss. Übersteigen die 
begünstigt besteuerten Sonderzahlun-
gen dieses Kontrollsechstel, dann muss 
der übersteigende Betrag im Rahmen 

der letzten Auszahlung (das heißt im 
Dezember oder im Monat der Beendi-
gung des Dienstverhältnisses) mit dem 
progressiv gestaffelten Einkommen-
steuertarif nachversteuert werden. Zu 
diesem Zweck muss der Arbeitgeber 
die Monate, in denen die Sonderzahlun-
gen ausbezahlt wurden, in seiner Lohn-
verrechnung aufrollen und korrigieren.

Die Ermittlung des Kontrollsechstels 
kann dann zu einer Nachversteuerung 
führen, wenn die laufenden Bezüge 
schwanken, weil z. B. die Arbeitszeit 

unterjährig herabgesetzt wurde oder 
geleistete Überstunden in unregelmäßi-
gen Abständen vergütet wurden. Auch 
entgeltfreie Zeiträume, wie z. B. ein lan-
ger Krankenstand oder ein unbezahl-
ter Urlaub, können eine Nachversteue-
rung auslösen. Ohne Auswirkung blei-
ben lediglich Mutterschutz- und Eltern-
karenzzeiten.

Möglicherweise betroffene Arbeitneh-
mer sollten vorab informiert werden, 
um Überraschungen am Jahresende zu 
vermeiden.  
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Prämienzahlungen für Versicherun-
gen, die den Betrieb des Unternehmens 
betreffen, sind in der Regel als Betriebs-
ausgabe steuerlich absetzbar. Darun-
ter fallen z. B. die Haftpflichtversiche-
rung, eine Transportversicherung, eine 
Rechtsschutzversicherung oder eine 
sogenannte Betriebsbündelversiche-
rung, die etwa Schäden auf Grund von 
Feuer, Sturm, Einbruch oder Leitungs-
wasser abdeckt. Auch die laufenden Prä-
mien an eine Betriebsunterbrechungs-
versicherung, die bei Unterbrechung des 
Betriebes, z. B. bei Unfall oder Krankheit 
des Betriebsinhabers, zahlungspflichtig 
wird, ist steuerlich verwertbar. Dabei 
darf nur ein Ersatz in Höhe des tatsäch-
lich entgangenen Betriebsgewinnes ein-
schließlich der laufenden Betriebskos-
ten gewährt werden.

Prämien zu einer Berufsunfähigkeitsver-
sicherung sind nur dann Betriebsausga-
ben, wenn ausschließlich ein typisches 
Berufsrisiko versichert wird. Berufsrisiko 
ist jenes Risiko, welches mit der Berufs-
ausübung verbunden ist. Versicherungs-
prämien sind dann nicht abzugsfähig, 
wenn der Versicherungsgegenstand 
auch eine Berufsunfähigkeit infolge jeg-
licher Erkrankung, Körperverletzung 
oder Kräfteverfalles ist.

Beiträge zu freiwilligen Kranken-, 
Unfall-, Lebens- oder Pensionsversiche-
rungen können in der Regel nur zum Teil 
als Sonderausgaben und auch nur mehr 
aus alten Verträgen (Abschluss vor dem 
1.1.2016) bis zum Jahr 2020 geltend 
gemacht werden. Eine Ausnahme bil-
den unter anderem Lebensversicherun-

gen, die einen ausschließlich betrieb-
lichen Zweck haben, wenn sie z. B. als 
reine Risikolebensversicherung zur Be-
sicherung eines betrieblichen Kredites 
dienen. 

Versicherungsentschädigungen sind 
regelmäßig steuerpflichtige Einnahmen, 
soweit die Versicherung im Interesse des 
Betriebes abgeschlossen, die Prämie für 
Betriebsvermögen bezahlt worden ist 
oder ein betrieblicher Verdienstentgang 
ausgeglichen wurde.

Dieser Artikel gibt nur einen unvoll-
ständigen Überblick zum Thema Ver- 
sicherungen und behandelt beispiel-
weise nicht die unterschiedlichen Bei-
träge zur gesetzlichen Sozialversiche-
rung eines Unternehmers. 

Welche Versicherungen sind für den Unternehmer 
Betriebsausgaben?

www.erathundpartner.at
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Wenn Sie Ihren Kunden immer wieder neue Preisnach-
lässe geben, kann dies fatale Auswirkungen auf Ihren 
Gewinn haben. Hat Ihr Unternehmen eine Umsatzren-
dite von 10 %, bleiben also 10 % von Ihrem Umsatz als 
Gewinn über, so bedeutet ein durchschnittlicher zusätz-
licher Preisnachlass von 5 % eine Halbierung Ihres Unter-
nehmensgewinnes! Es lohnt sich daher, sich auf Preisver-
handlungen mit Ihren Kunden gut vorzubereiten. Hier 
einige Fragestellungen dazu:

WAS BESCHÄFTIGT IHREN KUNDEN UND SEINEN 
MARKT?
Sinkt sein Cashflow? Befindet sich der Kunde in einem 
schrumpfenden oder wachsenden Markt? Findet der 
Kunde die Mitarbeiter, die er braucht? Analysieren Sie 
das Marktsegment Ihres Kunden – Einkäufer stellen aus 
Gründen der Verhandlungstaktik manche Situationen 
schlechter dar, als sie tatsächlich sind.

WELCHEN NUTZEN HABEN IHRE EIGENEN PRODUKTE 
UND DIENSTLEISTUNGEN FÜR DEN KUNDEN?
Wie können Ihre Produkte und Dienstleistungen bei der 
Lösung seiner konkreten Probleme helfen? Welche Qua-
lität benötigt der Kunde? Wann braucht der Kunde Ihre 
Dienstleistung oder Ihr Produkt? 

WELCHEN VORTEIL HAT EINE ZUSAMMENARBEIT MIT 
IHREM UNTERNEHMEN?
Wie war die Zusammenarbeit in der Vergangenheit? Sind 
Reaktionszeit, Reklamationsbehandlung, Ersatzteilver-
fügbarkeit oder Servicequalität für den Kunden wichtig?

BEREITEN SIE SICH AUF PREIS- 
VERHANDLUNGEN GUT VOR!

Registrierkassenpflicht: 
Übergangsregelung für  
Einzelhandel und Märkte 
verlängert

STEUERTERMINE  |  APRIL 2020

VERBRAUCHERPREISINDIZES

Monat Jahres-
inflation %

VPI 2015 
(2015=100)

VPI 2010
(2010=100)

Februar 2020 2,2 107,8 119,3

Jänner 2020 2,0 107,6 119,1

Ø 2019 1,5 106,7 118,1

Fälligkeitsdatum 15. April 2020

USt, NoVA, WerbeAbg  für Februar 

L, DB, DZ, GKK, KommSt für März 

Das Finanzministerium hat den bestehenden Erlass zur Regis-
trierkassenpflicht geändert. Die Übergangsregelung für 
die Sparte Einzelhandel sowie für die Sparte Markt-, Stra-
ßen- und Wanderhandel bzw. vergleichbare andere gewerb-
lich tätige Unternehmer bleibt bis 31.12.2025 (bisher nur bis 
31.12.2020) aufrecht.

Diese Regelung besagt, dass 

 • oben genannte Unternehmer, 
 • die Waren verschiedener Hersteller beschaffen,
 • zu einem Sortiment zusammenfügen und 
 • an Endverbraucher verkaufen,

die Anforderungen der Registrierkassenpflicht auch dann 
erfüllen, wenn sie die Warenbezeichnung in der Registrier-
kasse eingeschränkt bis auf 15 Warenbezeichnungen erfas-
sen und entsprechend dieser Erfassung auf den Belegen aus-
weisen.

Dies gilt nur insoweit, als die Unternehmer am 31.12.2015 bzw. 
im Zeitpunkt des Eintritts der Kassenpflicht in ihrem Betrieb 
nicht über ein Warenwirtschaftssystem oder ein Kassensystem 
verfügen, welches das vom Handelsgeschäft umfasste Waren-
sortiment, wie es der Erlass zur Registrierkassenpflicht sonst 
verlangt, aufzeichnen und auf dem auszustellenden Belegen 
ausweisen kann. 
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